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Liebe Leserinnen, liebe Leser,

2020 haben uns die Auswirkungen von Corona auf Wirtschaft und Arbeit beschäftigt. Kulturbranche, Gastronomie, 
Einzelhandel und Tourismus waren und sind von der Krise besonders hart getroffen. Ähnlich sieht es beim Thema 
Ausbildung aus: Viele Jugendliche gingen bereits leer aus – es droht ein verlorener Corona-Jahrgang. 

Die Pandemie hat auch zu einem deutlichen Anstieg der Beratungen in der Arbeitnehmerkammer geführt. Erstmalig 
wurden in einem Jahr mehr als 100.000 Rechts- und Steuerfragen beantwortet. 

Beschäftigte standen vor bisher kaum bekannten Problemen 
und waren dadurch besonders verunsichert. Zu Beginn der Krise 
ging es vor allem um Kurzarbeit, Hygieneschutz, Homeoffice 
und Freistellung wegen Kinderbetreuung. Auffällig war der hohe 
Anteil von Frauen in den Beratungen, da sie oft in den stark 
betroffenen Branchen wie Einzelhandel, Gastronomie und Pflege 
tätig sind. Erzieherinnen und Erzieher, Lehrerinnen und Lehrer, 
Pflegekräfte und Verkäuferinnen und Verkäufer riskierten ihre 
Gesundheit, um anderen möglichst schnell wieder einen halb-
wegs stabilen Alltag zu ermöglichen. Systemrelevant sind sie – 
und müssen auch so entlohnt und behandelt werden. 

Wir werden uns auch 2021 für gute Arbeit, mehr Ausbildungs-
plätze, Möglichkeiten der Weiterbildung und eine gute Infra-
struktur in Bremen einsetzen!
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Umsetzung in der Praxis

1. Beratung für Mitglieder
 Individuelle Beratung von der Rechts- und Steuerberatung 
 bis zur Bildungsberatung. 

2. Mitbestimmung und Technologieberatung
 Beratung von betrieblichen Interessenvertretungen zu 
 Fragen der Mitbestimmung und der betrieblichen 
 Organisations- und Personalentwicklung und des Insolvenz-
 rechts.

3. Politikberatung
 Hier nimmt die Arbeitnehmerkammer Einfluss auf Politik, 
 Fachressorts und Verwaltung bei politischen Entschei-
 dungen, die die Interessen von Arbeitnehmerinnen und 
 Arbeitnehmern berühren. Wir tun dies durch Gutachten 
 und Stellungnahmen, unterstützt durch eigene Diskussio-
 nen und Veranstaltungen, die zur öffentlichen Meinungs-
 bildung beitragen.

Aufgaben der Kammer
(laut Gesetz über die Arbeitnehmerkammer im Lande Bremen):

1. Wahrnehmung und Förderung des Gesamtinteresses der 
 kammerzugehörigen Arbeitnehmer (Kammerzugehörige), 
 insbesondere ihrer wirtschaftlichen, beruflichen, sozia-
 len oder die Gleichberechtigung der Geschlechter för-
 dernden Belange im Einklang mit dem Allgemeinwohl, 

2. Maßnahmen zur Förderung und Durchführung der beruf-
 lichen sowie der allgemeinen und politischen Weiter - 
 bildung der Kammerzugehörigen zu treffen, 

3. die Unterstützung des Senats, des Magistrats der Stadt 
 Bremerhaven, der Behörden und Gerichte durch An - 
 regungen, Vorschläge, Stellungnahmen und Gutachten.
  

Im Dezember 2018 hat die Arbeitnehmer­

kammer erneut erfolgreich die Zertifizierung 

zum ›audit berufundfamilie‹ abgeschlos­

sen. Seit 2006 wird die Arbeitnehmerkam­

mer alle drei Jahre auf die Vereinbarkeit 

von Beruf und Familie überprüft. Weiterhin 

werden unter anderem verstärkt Konzepte 

zum altersgerechten Arbeiten in den Fokus 

gerückt.

Sonderpreis für Bremer Schüler

Um junge Leute zu ermutigen, sich gegen 

Ausgrenzung, Fremdenfeindlichkeit und 

Gewalt einzusetzen, hat sich die Arbeitneh­

merkammer 2020 zum zwölften Mal beim 

 Bremer Jugendwettbewerb „Dem Hass  

keine Chance“ mit einem Sonderpreis über 

500 Euro beteiligt. 
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Kammerhaushalt
2020

Wir sind für Sie da

  142 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
 (93 weiblich, 49 männlich), davon

  28 in Bremerhaven

  13 in Bremen­Nord

  98 in Bremen

  1 bei der Wirtschafts­ und Sozialakademie (wisoak)

   2 beim Institut Arbeit und Wirtschaft (iaw)

—  Leistungsbilanz 2020 

Die Arbeitnehmerkammer finanziert mit ihren Einnahmen die 
ihr vom Gesetzgeber übertragenen Aufgaben. Hierzu gehören 
unter anderem die Unterstützung des Senats, des Magistrats 
der Stadt Bremerhaven sowie der Behörden und Institutionen 
im Land Bremen. Zusätzlich verwendet die Arbeitnehmerkam-
mer einen erheblichen Teil ihrer Einnahmen für unmittelbare 
Dienstleistungen für ihre Kammerzugehörigen. Hierzu gehören 
vor allem Rechts- und Steuerberatungen sowie berufliche und 
politische Weiterbildungsangebote. Hinzu kommen umfassende 
Beratungsangebote für alle Interessenvertretungen (Betriebs-
räte, Personalräte, Frauenbeauftragte und andere) in den 
Betrieben und Dienststellen. 
 Über 100.000 Rechts- und Steuerfragen hat die Arbeitneh-
merkammer 2020 beantwortet. Zu Beginn der Krise ging es vor 
allem um Kurzarbeit, Hygieneschutz, Homeoffice und Freistel-
lung wegen Kinderbetreuung. Auffällig war im vergangenen 
Jahr der hohe Anteil an Frauen, da sie oft in den von der Pan-
demie stark betroffenen Branchen wie dem Einzelhandel, der 
Gastronomie und der Pflege tätig sind.

Aufgrund der mit der Corona-Pandemie verbundenen Aus-
wirkungen auf den Arbeitsmarkt sind die Beiträge der Kammer  
im vergangenen Jahr voraussichtlich um etwa eine Million 
Euro gesunken. Durch die wirtschaftliche und sparsame Haus-
haltsführung ist auch im Jahr 2021 die Arbeit der Kammer auf 
einer soliden finanziellen Basis abgesichert.

In der Grafik wird deutlich, in welche Bereiche wie viel Geld 
geflossen ist. Was wir konkret für unsere Mitglieder getan 
haben, lesen Sie auf den nächsten Seiten. 

 Die Arbeitnehmerkammer ist eine Körperschaft des öffent-
lichen Rechts. Sie vertritt das Gesamtinteresse der im Land 
 Bre men tätigen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Rah-
men eines landesgesetzlichen Auftrags. Kammerzugehörig sind 
alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die ihren Arbeits-
platz in Bremen oder Bremerhaven, also im Land Bremen, 
haben. Sie finanzieren durch ihren Beitrag im Wesentlichen 
die Aufgaben der Kammer. Der Arbeitgeber zieht den Beitrag 
vom Gehalt seiner Beschäftigten ein und überweist diesen an 
das Finanzamt. Das Finanzamt leitet diese Beiträge nach Abzug 
einer Verwaltungsgebühr an die Arbeitnehmerkammer  weiter. 
Der Beitrag beträgt 0,15 Prozent des Bruttolohns. Wer also 
1.500 Euro im Monat verdient, zahlt einen Kammerbeitrag in 
Höhe von 2,25 Euro. Beschäftigte, die nicht mehr als 450 Euro 
im Monat verdienen oder Lohnersatzleistungen wie Arbeitslo-
sen-, Kurz arbeiter- oder Krankengeld beziehen, zahlen keine 
Beiträge. 

2020 standen der Kammer nach der aktuellen Hochrech-
nung 17,8 Millionen Euro an Beiträgen für ihre Arbeit zur 
Verfügung. Hinzu kamen fast 1,5 Millionen Euro, die sich 
aus Einnahmen durch Beratungsleistungen, Veranstaltun-
gen, Mieteinnahmen sowie aus Zuschüssen und Zuwendungen 
zusammensetzten. 
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Ausgaben 2020* Mio. Euro

Individualberatung 3,80

Wirtschafts- und Sozialakademie (wisoak) 2,00

Öffentlichkeitsarbeit 0,70

Betriebskosten der Geschäftsstellen, Gebäude-  5,12
und Raumkosten

Forschung 0,54

Zentrale Aufgaben 2,63

Verwaltungsgebühren für Kammerbeiträge 0,71

Mitbestimmung und Technologieberatung 1,22

Kammerwahlen 2020 0,45

Politikberatung 2,29

Allgemeine Investitionen und Darlehenstilgungen 0,57

aus den Rücklagen 0,75

Gesamt 19,28

20%

10%

4%

26%
3%

14%

4%

6%

2%

12%
3%

4%
aus den 
Rücklagen

Einnahmen 2020* Mio. Euro

Kammerbeiträge 17,8

Zuschüsse und sonstige Erträge 1,48

Gesamt 19,28

8%

92%

—  Kammerhaushalt 2020

Einnahmen

Ausgaben

* Hochrechnung (Stand: März 2021)
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Torben Diers, Rechtsberater

Wenn Beschäftigte ihr Arbeitszeugnis über­
prüfen lassen möchten, Fragen zum Eltern­
geld haben oder gekündigt wurden, hilft 
unsere Rechtsberatung schnell und un­
kompliziert weiter. Torben Diers unterstützt 
zusätzlich in der öffentlichen Rechtsberatung 
überschuldete Menschen in ihrem Privat­
insolvenzverfahren. Er prüft die Forderungen 
der Gläubiger und hilft beim Antrag auf 
Eröffnung des Verbraucherinsolvenzverfah­
rens beim Insolvenzgericht. Da sich die Rat­
suchenden in einer scheinbar ausweglosen  
Situation befinden, ist viel Fingerspitzen­
gefühl gefragt. Torben Diers freut es, den 
Menschen eine Perspektive – die Entschul­
dung – aufzeigen zu können. Er berät bei 
Bedarf auch in angrenzenden Rechtsgebieten 
wie dem Miet­ und Vertragsrecht.
Der Jurist arbeitet seit Anfang 2020 in der 
Rechtsberatung.

—  Leistungsbilanz 2020 —  6



Rechtsberatung

 Unsere Beratungsdienstleistungen wurden aufgrund des 
Infektionsgeschehens neu strukturiert und laufend angepasst. 
Die telefonische und E-Mail-Beratung wurde ausgeweitet. Die 
Telefon-Hotline wurde von zwei auf bis zu zwölf Expertin-
nen und Experten aufgestockt und per E-Mail wurden wir fünf-
mal mehr angefragt als im Vorjahr. Diese Umstellung hat zu 
kürzeren Einzelkontakten in der Beratung geführt. Ohne per-
sönlichen Kontakt ist es außerdem schwieriger geworden, 
Sachverhalte einzuschätzen und auch der Aufbau eines Ver-
trauensverhältnisses, das es bei vielen Beratungsanliegen 
braucht, wurde erschwert.

Arbeits- und Sozialversicherungsrechtsberatung –  
die Kammer als verlässlicher Anker in Krisenzeiten
Die Arbeitnehmerkammer Bremen hat mit ihren Geschäfts-
stellen in Bremen-Stadt, Bremen-Nord und Bremerhaven 2020 
über 55.635 Beratungen im Arbeits- und Sozialversicherungs-
recht durchgeführt. Im Vergleich zum Vorjahr sind die Bera-
tungszahlen um 19,26 Prozent gestiegen. Hintergrund des star-
ken Anstiegs der Beratungsfragen ist die Corona-Pandemie. Die 
erste Flut der Anfragen erreichte die Rechtsberatung mit dem 
ersten Lockdown am 16. März. Im März und April wurden bis 
zu 60 Prozent mehr Anfragen als im Vorjahr gestellt. Gerade 
zu Beginn gab es sehr viele Anfragen in Bezug auf die Pande-
mie – zu Themen wie Kurzarbeit, Freistellung wegen Kinder-
betreuung und zum Arbeitsschutz. Meist gab es hier keine flä-
chendeckenden Regelungen, sondern lediglich Entscheidungen, 
die sich auf Einzelfälle bezogen. Außerdem änderte sich die 
Gesetzgebung häufig und kurzfristig. Insgesamt ist der hohe 
Andrang der Beratungen dann zum Jahresende hin wieder 
abgeflacht.
 Als unmittelbare Folge der Krise wurde vielen Beschäf-
tigten gekündigt. Es gab über 60 Prozent mehr Anfragen zur 
Beendigung von Anstellungsverhältnissen, wobei ein Großteil 
auf die arbeitgeberseitige Kündigung entfiel. Spitzenreiter in 
der Beratung (Anstieg von fast 21 Prozent) waren auch in die-
sem Jahr wieder Fragen rund um die Vergütung. Sei es anläss-
lich angeordneter Kurzarbeit im Zusammenhang mit Vergü-
tungsfragen oder einseitiger Freistellung ohne Gehalt oder weil 

schlichtweg keine Gehälter ausgezahlt wurden. Auch Fragen 
zum Arbeitsschutz – die in der Vergangenheit selten Gegen-
stand in der Beratung waren – sind um fast 114 Prozent gestie-
gen. Schwerpunkt waren hier die Nichteinhaltung arbeits-
schutzrechtlicher Vorgaben durch den Arbeitgeber und die 
Angst der Beschäftigten, sich oder Dritte anzustecken.

Die Öffentliche Rechtsberatung – unbeeindruckt  
von Corona 
Für das Land Bremen führt die Arbeitnehmerkammer die 
öffentliche Rechtsberatung nach dem Gesetz über öffentliche 
Rechtsberatung in der Freien Hansestadt Bremen durch. Sie 
ersetzt in Bremen die nach dem Beratungshilfegesetz des Bun-
des vorgesehene Beratungshilfe für rechtssuchende Personen, 
die die dazu erforderlichen Mittel nach ihren Einkommensver-
hältnissen nicht aufbringen können. Die öffentliche Rechts-
beratung wird auf allen Rechtsgebieten gewährt und umfasst 
auch die Unterstützung bei der außergerichtlichen Einigung 
mit den Gläubigern in Verbraucherinsolvenzverfahren. Insge-
samt wurden im Jahr 2020 über 12.000 Beratungen durch-
geführt. Dies sind zehn Prozent weniger als im Vorjahr. Die 
öffentliche Rechtsberatung ist ein sehr niedrigschwelliges 
Angebot. In der Krise hat sich bemerkbar gemacht, dass hier 
der persönliche Kontakt wichtig ist. Die Beratung hauptsäch-
lich über Telefon oder E-Mail wurde nicht gleichermaßen gut 
angenommen – vielfach sind der Grund hierfür auch sprachli-
che Barrieren.

Steuerrecht – mit Headset, Desinfektionsmittel und 
Posteingangsstempel zur Einkommenssteuererklärung 
In der Steuerberatung wurden 33.462 Beratungen durch-
geführt. Davon entfielen 25.215 Beratungen auf die Hilfe-
leistungen zur Erstellung einer Steuererklärung. Zwei Drittel 
aller persönlichen Termine waren bereits vor dem ersten Lock-
down vergeben worden, dennoch musste kein Termin abge-
sagt werden, da die persönliche Beratung auf eine Beratung 
in Papierform umgestellt wurde. Die Ratsuchenden wurden 
auf der Homepage, per E-Mail und Aushängen im Eingangs-
bereich der Geschäftsstellen über die Umstellung informiert 

Die Corona­Pandemie hat zu einem deutlichen Anstieg der Beratungen in der 
Arbeitnehmerkammer geführt. Allein im Arbeitsrecht stieg die Nachfrage um 
knapp 20 Prozent. Außerdem wurde der Beratungsalltag auf den Kopf gestellt – 
die persönliche Beratung wurde im Laufe des vergangenen Jahres auf ein  
Minimum reduziert.
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Wir sind für Sie da

  49 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
 (37 weiblich, 12 männlich), davon 

  28 in Bremen 

  7 in Bremen­Nord

  14 in Bremerhaven

  1 Leiterin, 1 Assistentin, 8 Sachbearbeiterinnen,  
12 Steuerberaterinnen, 4 Steuerberater, 15 Rechts­
beraterinnen, 8 Rechts berater 

Unsere Leistungen

  über 100.000 Beratungen, davon

  über 55.000 Arbeits­ und Sozialversicherungs­
  rechtsberatungen

  über 12.000 öffentliche Rechtsberatungen

  über 33.000 Steuerrechtsberatungen

  31 Veranstaltungen mit etwa 662 Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer

—  Leistungsbilanz 2020 

Weiterbildungsberatung – Unterstützung beim Neustart
In der Weiterbildungsberatung der Arbeitnehmerkammer Bre-
men wurden im Jahre 2020 insgesamt 213 Personen bera-
ten. Hier war ein deutlicher Zuwachs an Beratungsanfragen zu 
Themen wie Bewerbungsunterstützung und Vorbereitung auf 
das Vorstellungsgespräch zu sehen. Viele der Ratsuchenden 
waren von Kurzarbeit betroffen, hatten mit beruflichen Proble-
men aufgrund der mangelhaften Kinderbetreuung zu kämpfen, 
waren von Arbeitslosigkeit bedroht oder erhielten unter ande-
rem aufgrund von Geschäftsaufgabe oder Konkurs eine Kün-
digung. Diese Menschen mussten sich zwangsläufig mit ihrer 
beruflichen Situation und auch mit dem Wandel des zukünfti-
gen Arbeitsmarkts auseinandersetzen und waren dadurch ver-
mehrt an einem beruflichen Neustart oder an einem Branchen-
wechsel interessiert. Oft war hier insbesondere der soziale 
Sektor von großem Interesse. Auch die vielen aufgrund der 
Corona-Pandemie angebotenen Online-Fortbildungen der Wei-
terbildungsträger begrüßten die meisten sehr, wünschten sich 
aber auch Hybrid-Formate (online und Präsenz).

Vorträge und Veranstaltungen – „Ihr Recht – digital“
Die Rechts- und Steuerabteilung bietet öffentliche Vorträge, 
Fachtagungen, Workshops und Info-Abende zu rechtlichen und 
rechtspolitischen Themen. Wegen der Corona-Pandemie konn-
ten 2020 nur 31 Veranstaltungen (2019: 100) mit etwa 662 
Teilnehmenden (2019: 2.548) stattfinden. Als neues Format 
haben wir „Ihr Recht – digital“ erprobt, um in 2021 unsere 
Präsenz- durch Online-Veranstaltungen ergänzen zu können.   

und reichten ihre Unterlagen in Papierform ein. Aufgrund von 
Corona erreichten die Steuerberatung vermehrt Fragen zum 
Homeoffice und Kurzarbeit. Weitere Schwerpunkte waren 
Steuerklassenwahl (nach Heirat), Kinder (was ändert sich bei 
Volljährigkeit oder Auszug aus dem Elternhaus), Abfindung 
und Rente. 

Beratung zu Berufskrankheiten – Covid-19 als anerkannte 
Berufskrankheit
Die Arbeitnehmerkammer Bremen bietet im Auftrag für das 
Land Bremen an allen drei Geschäftsstellen ein Beratungsan-
gebot zu Berufskrankheiten. Sie berät bei allen arbeitsbeding-
ten Erkrankungen. Insbesondere werden die Kammermitglieder 
bei der Antragstellung auf Feststellung einer Berufskrankheit, 
Erläuterungen der Bescheide und medizinischen Gutachten 
und bei Widerspruchsverfahren unterstützt. Im Jahr 2020 wur-
den 186 Beratungen durchgeführt. Dies sind 44 Beratungen 
weniger als im Vorjahr. Die Covid-19-Pandemie hat auch hier 
das Geschehen stark beeinflusst: durch längere Bearbeitungs-
zeiten der Sozialversicherungsträger und durch weniger gemel-
dete Berufskrankheiten. Das mag daran liegen, dass bei den 
Fachärzten weniger Diagnosen gestellt werden konnten, die 
auf eine Berufskrankheit hindeuten. Covid-19 kann als Berufs-
krankheit im Sinne einer BK3101-Infektionskranheit oder als 
Arbeitsunfall bei nachgewiesener Infektion und nachgewie-
senem Kontakt anerkannt werden. Aber auch wenn das Jahr 
2020 in der Öffentlichkeit durch das Corona-Virus geprägt ist, 
stand die Nachfrage nach Beratung zu Covid-19 als Berufs-
krankheit nicht an erster Stelle. Fast alle Anfragen, die sich 
darauf bezogen, kamen von Interessenvertretungen aus Bremer 
Krankenhäusern. Häufigster Beratungsanlass waren berufliche 
bedingte Krebserkrankungen. Beispiele hierfür sind Lungen-
krebs und Pleuramesotheliom durch Asbest, Nierenkrebs durch 
Halogenkohlenwasserstoffe, Harnblasenkarzinom durch aroma-
tische Amine oder Non-Hodgkin-Lymphom durch Benzol.
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Beratungsfälle

Vergütung Entlassung UrlaubVertrag Arbeitszeit Elternzeit

7.440

4.832

3.292
4.032

2.242
2.187

Miet-
recht

2.868

Sozial-
recht

2.362

Beratungsfälle

Sonst.
Schuld-
recht

Familien-
recht

Insolvenz-
recht

2.979

651

1.487

Beratungsbilanz 2020

Arbeitsrechtsberatungen
55.635

Öffentliche Rechtsberatungen
12.033

33.462
Steuerberatungen

—  Rechtsberatung

Rechts- und Steuerberatungen 2020

Arbeitsrechtsberatung

Öffentliche Rechtsberatung
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—  Leistungsbilanz 2020 

Klaas Kuhlmann, Berater Mitbestimmung und 
Technologieberatung

Im Corona­Jahr 2020 hatten Betriebs­ und 
Personalräte viele Fragen zu Kurzarbeit: Was 
können wir tun, wenn der Arbeitgeber Kurz­
arbeit ohne unsere Beteiligung einführt, wie 
gestaltet man eine Dienst­ oder Betriebs­
vereinbarung, kann der Arbeitgeber kurzfri­
stig Betriebs urlaub anordnen? Außerdem hat 
Klaas Kuhlmann viel zum Thema Homeoffice 
beraten: Darf der Arbeitgeber Homeoffice 
einseitig anordnen, wie kann eine Regelung 
für die Dienststelle oder den Betrieb ausse­
hen, wie wird die Arbeitszeit erfasst, wer ist 
für die technische Ausstattung verantwort­
lich, wer trägt die Kosten für das Homeoffice?
Der Jurist unterstützt die Abteilung Mitbe­
stimmung und Technologieberatung seit 2019.
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Mitbestimmung 
und Technologieberatung

 Unsere Arbeit wurde 2020 stark von der Corona-Pande-
mie bestimmt. Präsenzveranstaltungen konnten weniger durch-
geführt werden. Dafür ist die Zahl unserer Beratungen gestie-
gen. Primär wurden in diesem Jahr Beratungen per Telefon, 
E-Mail oder – ganz neu – per Videokonferenz durchgeführt und 
nicht wie in vergangenen Jahren persönlich. Als Ersatz für Prä-
senzveranstaltungen gab es Online-Veranstaltungen, Veran-
staltungsinhalte wurden verschriftlicht und neue Infoblätter 
wie zum Kündigungsschutz und der Einigungsstelle veröffent-
licht. Auch Betriebsversammlungen konnten in diesem Jahr 
per Videokonferenz begleitet werden. Inhaltlich war die Arbeit 
ebenfalls geprägt durch die Sondersituation.

Top-Thema Homeoffice 
Ein Schwerpunkt unserer Beratungen war das Thema Home-
office. Die Ad-hoc-Einführung von Homeoffice im Frühjahr 
hat bei Interessenvertretungen viele Fragen aufgeworfen. Von 
der Frage nach dem Recht auf Homeoffice über die gesunde 
Arbeitsgestaltung und Entgrenzung der Arbeit bis zur techni-
schen Umsetzung waren alle unsere Beraterinnen und Berater  
mit dem Thema beschäftigt. Häufig wurden vom Arbeitgeber 
für das Arbeiten von Zuhause auch Videokonferenzsysteme 
und Cloudlösungen angeordnet, für die noch keine Betriebs- 
beziehungsweise Dienstvereinbarungen bestanden. Unser Ziel 
war es daher, den Interessenvertretungen die technischen 
Grundlagen der jeweiligen Software zu erklären, um dann 
gemeinsam geeignete Betriebsvereinbarungen im Interesse der 
Beschäftigten zu entwerfen. 

Viele Fragen zum Infektionsschutz
Welche Infektionsschutzmaßnahmen im Betrieb umgesetzt 
werden können, wollten Betriebs- und Personalräte besonders 
am Anfang der Pandemie häufig von uns wissen. Bei der Pla-
nung und Umsetzung von Arbeitsschutzmaßnahmen wurden 
sie oft nicht beteiligt. Auch wenn in den Betrieben und Dienst-
stellen schnell gehandelt werden musste, um eine Ausbreitung 

des Virus zu verhindern, wurde durch die fehlende Einbezie-
hung der Beschäftigten viel Potenzial bei der Gestaltung des 
Arbeitsschutzes verschenkt. Im Laufe des Jahres wurden Ver-
ordnungen im Bereich des Arbeits- und Gesundheitsschutzes  
immer wieder geändert und erforderten Anpassungen der 
Arbeitsschutzregeln in Betrieben und Dienststellen, wobei wir 
unterstützt haben.

Datenschutz auch in der Pandemie wichtig
Im Zusammenhang mit betrieblichen Pandemieplänen und 
Infektionsschutzmaßnahmen waren betriebliche Interessen-
vertretungen auch damit konfrontiert, ob und in welchem 
Umfang hierfür auf personenbezogene Daten von Beschäftigten 
zurückgegriffen werden kann. Bei diesen neuartigen Zweck-
setzungen war zu prüfen und mitzubestimmen, ob konkret 
geplante Verarbeitungen von sensiblen Daten (Gesundheits-
daten, private Kontaktdaten) geeignet, erforderlich und insge-
samt verhältnismäßig sind und datenschutzrechtliche Grund-
sätze wie Zweckbindung und Löschpflichten beachtet werden. 
Auf diesem datenschutzrechtlichen Neuland, in dem alle Betei-
ligten unter großem Zeitdruck handeln mussten, konnten eben-
falls Betriebsvereinbarungen abgeschlossen werden.

Kurzarbeit im Frühjahr Top-Thema
Im Frühjahr zu Beginn der Pandemie haben sich viele Betriebs-
räte mit Fragen zur Kurzarbeit an uns gewandt. In großer Zahl 
haben wir Betriebsvereinbarungen zur Einführung der Kurz-
arbeit geprüft. Oft ging es dabei auch um die Frage, ob ein 
Anspruch auf Aufstockung des Kurzarbeitergeldes durch den 
Arbeitgeber besteht. Ein stark nachgefragtes Thema auch in 
der juristischen Beratung war Homeoffice. Bedingt durch die 
Pandemie sollten in vielen Betrieben die Beschäftigten aus 
dem Homeoffice arbeiten. Ob Beschäftigte gegen ihren Wil-
len ins Homeoffice geschickt werden können, wurden wir 
ebenso gefragt wie nach einem Anspruch auf Homeoffice. Wie 
die Gremienarbeit in Zeiten der Pandemie, oftmals aus dem 

Das Team der Abteilung Mitbestimmung und Technologieberatung unterstützt
alle Interessenvertretungen im Land Bremen in Fragen der Mitbestimmung. Wir
beraten umfassend im kollektiven Arbeitsrecht, zu Fragen der wirtschaftlichen
Mitbestimmung, beim Arbeits­ und Gesundheitsschutz und auch zu den Themen
Datenschutz und Digitalisierung. Darüber hinaus fördern wir die Gremienarbeit
durch Teambildungen.
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Homeoffice, gestaltet werden kann, wollten die Gremien von 
unseren Beraterinnen und Beratern wissen. Kann der Betriebs-
rat Sitzungen und Beschlüsse per Video- und Telefonkonferenz  
durchführen? Wie werden auch weiterhin rechtssichere 
Beschlüsse gefasst? Ebenso war die Durchführung audiovisuel-
ler Betriebsversammlungen ein Thema in der Beratung. Zudem 
hatten die Gremien einen gesteigerten Beratungsbedarf zu den 
Durchsetzungsmöglichkeiten ihrer Rechte. 

Auch in Bremerhaven war das Beratungsaufkommen im 
Zusammenhang mit Homeoffice und Betriebsvereinbarungen 
zu Kurzarbeit hoch. Fragen zum Arbeits- und Gesundheits-
schutz nahmen begründet durch die Pandemie ebenfalls deut-
lich zu. Die Herausforderung bestand in der Tatsache, dass 
Arbeitsschutzregeln im Betrieb ständig an die geänderten Ver-
ordnungen aus dem Bereich des Arbeits- und Gesundheits-
schutzes angepasst werden mussten. Mit zunehmender Dauer 
der Pandemie ergab sich auch die Notwendigkeit, zunächst 
kurzfristig und einvernehmlich umgesetzte Änderungen bei 
Arbeitszeiten längerfristig und verbindlich zu regeln.

Erste Beratungen zu Insolvenzen im Bereich der wirt-
schaftlichen Mitbestimmung
Der Bereich der wirtschaftlichen Mitbestimmung hat sich im 
Jahr 2020 vermehrt mit Unternehmensinsolvenzen und -krisen  
beschäftigt. Jedoch fanden nach wie vor auch zahlreiche Bera-
tungen zu allgemeinen Themen wie Neubestellung, Organi-
sation und rechtliche Rahmenbedingungen von Wirtschafts-
ausschüssen statt. Unter Einhaltung strenger Hygieneauflagen 
wurden diverse Workshops mit Wirtschaftsausschüssen abge-
halten. Auch ansonsten wurden – soweit möglich – Präsenz-
termine wahrgenommen und gemeinsam mit den Gremien die 
wirtschaftlichen Unterlagen analysiert. Wo Präsenztermine 
nicht möglich waren, wurden die Beratungen und Workshops 
per Videokonferenz durchgeführt. Hierbei konnten die wirt-
schaftlichen Unterlagen mithilfe des technisch implementierten 
„Dokumentensharings“ mit allen Teilnehmerinnen und Teil-
nehmern besprochen werden. 

Veranstaltungen – dieses Jahr anders als geplant 
Die Reihe „Alles im Blick für Personalräte“ konnten wir leider 
nicht als Präsenzveranstaltung durchführen. Stattdessen wur-
den die Inhalte von uns verschriftlicht und im Newsletter ver-
öffentlicht.
Zur Unterstützung der Gremien in Zeiten der Pandemie wurde 
ab August eine Veranstaltungsreihe „Arbeitsalltag in Zeiten 
von Corona“ angeboten. Die ersten zwei Veranstaltungen zur 
„Gremienarbeit in Zeiten von Corona“ und „Arbeitsschutz in 
der Pandemie“ wurden als Präsenzveranstaltungen durchge-
führt. Für „Homeoffice während Corona und danach“ konnten 
wir ein Online-Format anbieten.
Von unserer geplanten Veranstaltungsreihe zur Arbeitszeit 
konnte pandemiebedingt nur der erste Teil stattfinden. In Bre-
merhaven wurde eine im September angebotene Veranstaltung 
zum Thema Arbeits- und Gesundheitsschutz in der Pandemie 
entsprechend gut von den Interessensvertretungen angenom-
men. Trotz der Pandemie haben wir – unter Einhaltung stren-
ger Hygienemaßnahmen – Teambildungen durchgeführt.

Betriebsrätebefragung 
Die Ende 2019 bis Anfang 2020 durchgeführte Betriebsräte-
befragung wurde in der ersten Jahreshälfte 2020 ausgewertet 
und verschriftlicht. Im September 2020 wurde die digitale Bro-
schüre per Newsletter den betrieblichen Gremien in Bremen 
und Bremerhaven zugänglich gemacht.

Wir sind für Sie da

 16 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
 (8 weiblich, 8 männlich)

 1 Leiterin, 4 Referentinnen, 8 Referenten, 
 2 Sachbearbeiterinnen, 1 Assistentin

Unsere Leistungen

 7844 Beratungen

 43 Veranstaltungen (geplant 80)

 11 Fachvorträge

 13 Newsletter

 3 Broschüren
  „Wahlordnung zur Brem­PersVG“ 
  „Betriebsrätebefragung“ 
  „Digitalisierungsbefragung“ 

 1 Befragung (Betriebsrätebefragung)
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Politikberatung

Die Politikberatung der Arbeitnehmerkammer unterstützt Parteien, Fraktionen, 
Behörden, Gewerkschaften und Stadtteilgremien bei arbeitnehmerrelevanten 
Themen. Dies tun wir durch die Teilnahme an Diskussionsrunden, Ausschusssit­
zungen und Vorträge – im Wesentlichen aber auch durch eigene Veranstal tungen, 
Positionspapiere und Stellungnahmen. 2020 haben uns die Auswirkungen von 
Corona auf Wirtschaft und Arbeit beschäftigt. Kulturbranche, Gastronomie, Ein­
zelhandel und Tourismus waren von der Krise besonders hart getroffen.

Stellungnahmen (Auswahl)
  Bedarfsorientierte Versorgung oder Erlösorientie rung 
– Strukturelle Probleme der deutschen Kranken­
häuser im Spiegel der Covid­19­Pandemie 

  Arbeitnehmerorientierte Politik in und nach der  
Krise – Impulse für einen Bremen­Fonds

  Sozialversicherungen in der Corona­Pandemie: Be­
währte Absicherung garantieren und fair finanzieren! 

 Mit vier großen Veranstaltungen – zur Zukunft der Pflege-
arbeit, zur Bedeutung der Sozialwirtschaft, zu Arbeitsplätzen  
im Zentrum der Stadt („Produktive Stadt“) und der vierten 
Bremer Armutskonferenz – startete das Jahr für uns in der 
Politikberatung noch recht „normal“. Dann kam Corona und 
Politikberatung war schon zeitlich kaum noch möglich: eine 
Verordnung jagte die nächste, ein Hilfsprogramm das andere. 
Der Schutz und die Unterstützung von Bürgerinnen und Bür-
gern, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern und Wirtschafts-
betrieben musste parallel zu einer sich entwickelnden Pan-
demie geregelt werden. Übliche Beteiligungsverfahren waren 
zunächst außer Kraft gesetzt, erst nach und nach wurden 
Arbeitskreise und politische Runden in Aktion gesetzt, bei 
denen sich dann auch die Arbeitnehmerkammer und ihre Poli-
tikberatung zu Themen des Arbeitsschutzes, zur Situation auf 
dem Ausbildungsmarkt, der Finanzierung der Krise, den Rege-
lungen zur Kurzarbeit und anderem zu Wort melden konnten. 
Kein Wunder also, dass wir in diesem Corona-Jahr ungleich 
mehr schriftliche Stellungnahmen verfasst haben, um den 
Interessen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer Gehör 
zu verschaffen. Dabei ging es unter anderem um die Schwer-
punkte des Bremen-Fonds und seine arbeitnehmerfreundliche 
Ausgestaltung, um die Sozialversicherungen und wie sie jetzt 
gestützt werden müssen, um die Krankenhausfinanzierung, die 
in der Krise ihre Schwachstellen erneut offenbarte und um die 
systemrelevanten Beschäftigten, bei denen noch viel Luft nach 
oben ist, was Bezahlung und Ansehen angeht.
  
Doch die Welt dreht sich auch jenseits von Corona weiter –  
und so haben wir auch weiter die Themen verfolgt, die 
durch die Dominanz der Pandemie drohten, an Aufmerksam-
keit zu verlieren: Mit einer Online-Veranstaltung zur Zukunft 
der Rente wurden Ergebnisse der Rentenkommission der 
Bundes regierung öffentlich diskutiert. Intensiv und informa-
tiv waren die Sitzungen der Enquetekommission Klima, die 
das außerordentlich drängende Thema des Klimaschutzes für 
den Industriestandort Bremen bewegen soll und bei der die 
Arbeitnehmerkammer Gaststatus hat. Das erklärte Ziel der 

Landesregierung, die Tarifbindung im Land zu stärken und 
für bessere Arbeitsbedingungen zu sorgen, haben wir gemein-
sam mit den zuständigen Ressorts und in einer Studie mit dem 
WSI und dem IAW bearbeitet und in einem Fachgespräch erör-
tert. Taten sollen nun folgen mit einer Reform des Tariftreue- 
und Vergabegesetzes in Bremen, auch eine Bundesratsinitiative 
wurde gestartet. Ebenfalls online haben wir eine neue Bran-
chenanalyse zur Kultur- und Medienwirtschaft vorgestellt und 
anhand einer aufwändigen Studie mit dem Center für wirt-
schaftliche Studien an der Universität Hannover ermittelt, ob 
und wie gut das Studienangebot in Bremen zur heutigen und 
künftigen Wirtschaftsstruktur passt.

Dazugelernt haben wir – wie alle anderen auch – zumindest 
digital. Kleine Filme haben unsere politischen Botschaften in 
den sozialen Medien auf den Punkt gebracht, eine Podcast-Se-
rie gemeinsam mit der ZGF reflektiert die Folgen der Coro-
na-Krise für die (Bremer) Frauen. Videokonferenzen haben 
Veranstaltungen ermöglicht, die sonst gar nicht stattgefunden 
hätten. Arbeitstreffen wurden kurzerhand ins Virtuelle verlegt. 
Das geht, das funktioniert – aber wir alle freuen uns, wenn  
wir uns auch wieder „in echt“ treffen, Gespräche am Rande 
führen können und der politische Diskurs wieder volle Fahrt 
aufnimmt.
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KammerKompakt

Verdienste im Land Bremen 2020:  

Was macht Corona mit den Löhnen?

Inhalt

1. — Vollzeitbeschäftigte im Land Bremen verdienten 

im zweiten Quartal 2020 im Schnitt 3.898 Euro monat-

lich und damit leicht über dem bundesdeutschen Durch-

schnitt. Allerdings arbeiten fast 38 Prozent der Beschäf-

tigten in Teilzeit oder ausschließlich im Minijob. 

2. — Insgesamt liegen die Vollzeitlöhne in der  Industrie 

höher als im Dienstleistungsbereich. Ein Blick auf die 

Branchen zeigt, dass in der Metallverarbeitung und den 

Finanz- und IT-Dienstleistungen am meisten, in der Leih-

arbeit und dem Gastgewerbe am wenigsten verdient wird. 

3. — Stundenlöhne, die unterhalb von zwei Dritteln 

des mittleren Lohns liegen, gelten als Niedriglöhne. Der 

Niedrig lohnsektor in Deutschland ist einer der größten in 

der Europäischen Union. Im Land Bremen ist der Anteil 

mit 26,4 Prozent überdurchschnittlich.

4. — Auch, wenn man „nur“ die Vollzeitbeschäftigen 

betrachtet, bleibt der Anteil des Niedriglohns hoch. Die 

Stadt Bremen  verzeichnet einen Anteil von 16,4 Prozent, 

Bremerhaven einen von 20,9 Prozent. 

5. — Der Gender Pay Gap ist in den letzten  Jahren 

leicht gesunken, liegt aber immer noch bei 22  Prozent. 

Die Verdienstunterschiede zwischen Frauen und Män-

nern sind im Land Bremen am höchsten bei den 

 Unternehmensdienstleistungen, am niedrigsten in der 

Gastronomie.

6. — Was macht Corona mit den Löhnen? Die Lohnent-

wicklung war noch im  ersten Quartal 2020 positiv, sowohl 

nominal als auch unter Berücksichtigung der Inflation. 

Im zweiten Quartal gab es einen Rückgang um nominal 

4,9 Prozent. Der Hauptgrund dafür ist der Rückgang der 

bezahlten Wochenstunden.

7. — Die stärksten Lohneinbußen sind in den unteren 

Leistungsgruppen zu verzeichnen: Bei den Ungelernten 

betrug der Rückgang der nominalen Löhne im zweiten 

Quartal 2020 14,2 Prozent.

1.
Ländervergleich: Verdienste in Vollzeit leicht 

überdurchschnittlich

Beschäftigte mit Bremen als Arbeitsort verdienten im zweiten 

Quartal 2020 durchschnittlich 3.898 Euro monatlich. Hinzu 

kamen rund 422 Euro pro Monat an Sonderzahlungen. Die 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer verdienen hier rund 

230 Euro mehr als in Niedersachsen, aber weniger als in den 

beiden anderen Stadtstaaten. Im Land  Bremen arbeiten fast  

38 Prozent der Beschäftigten in Teilzeit oder ausschließlich im 

Minijob. Verdienste von Minijobbern oder Teilzeitbeschäftig-

ten können in diesen Zahlen nicht abgebildet werden.

Quelle: Statistisches Bundesamt
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Wirtscha�sentwicklung 2008 – 2019
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Langfristiges Wirtschaftswachstum nach Wirtschaftsbereichen
Entwicklung der preisbereinigten Bruttowertschöpfung  2008 –2019 in Prozentpunkten

Quellen: Volkswirtschaftliche Gesamrechnungen der Länder; Stand: Februar 2020 
©  Arbeitnehmerkammer Bremen
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KammerKompakt
Langfristige Entwicklung von 
Wirtschaft und Beschäftigung vor dem 
Hintergrund der Corona-Pandemie

Inhalt

1. — Nach der Finanzkrise 2008 war bundesweit ein lang 
anhaltender Konjunkturaufschwung zu  verzeichnen, 
der allerdings bereits im vergangenen Jahr sein Ende 
 gefunden hat. Es gibt erhebliche Wachstumsunterschiede 
zwischen den Bundesländern. Bremen hat sich von der 
durchschnittlichen Entwicklung deutlich abgesetzt.

2. — Die Industrie ist nach wie vor ein stabilisierender 
Faktor im Land Bremen. Auch hier geht die Entwicklung 
der Bundesländer aber auseinander.

3. — Bei der Beschäftigungsentwicklung liegt Bremen im 
Mittelfeld der Bundesländer. Der gesamte Beschäftigungs-
aufbau vollzog sich im Dienstleistungsbereich.

4. — Gleichwohl besteht bei der Tertiarisierung nach wie 
vor Nachholbedarf in Bremen. Dienstleistungsbereiche mit 
hoher Wertschöpfung sind auf dem Rückzug.

5. — Bei der Bruttowertschöpfung zeigen sich Defizite im 
Baugewerbe, dem Handel, dem Verkehrssektor und den 
 Finanzdienstleistungen. Positive Entwicklungen finden 
sich in der Gastronomie, dem Bereich Information und 
Kommunikation und im Grundstücks- und Wohnungswe-
sen.

6. — Hinsichtlich der Arbeitsplätze gab es außer in den 
zuletzt genannten Bereichen auch überdurchschnittliche 
Zuwächse bei den öffentlichen und sozialen Dienstleis-
tungen.

7. — Die stabile Entwicklung im industriellen Bereich 
hängt eng mit dem internationalen Handel zusammen. 
Beim Export gab es in Bremen in den vergangenen  Jahren 
die stärksten Zuwächse im Bundesländervergleich.

8. — Der Wandel der Erwerbsformen weg von den Nor-
malarbeitsverhältnissen schreitet voran: Teilzeitbeschäfti-
gung, Leiharbeit etc. betreffen immer mehr Menschen. 

1.
Wirtschaftsentwicklung seit 2008: 
 Abkopplung Bremens vom Bundesdurch-
schnitt

Die Corona-Pandemie ist die wohl größte Herausforderung für 
Wirtschaft und Beschäftigung seit Bestehen der Bundesrepub-
lik. Mit seinem Konjunkturpaket im Gesamtumfang von rund 
130 Milliarden Euro und einer Neuverschuldung von rund 
220 Milliarden Euro hat die Bundesregierung frühzeitig dar-
auf reagiert, ebenso wie die Bundesländer mit zusätzlichen 
eigenen Programmen. Doch wo stehen aktuell die Bundeslän-
der im Hinblick auf Wirtschaft und Beschäftigung? Der lang 
anhaltende Konjunkturaufschwung nach der Finanzkrise 2008 
hat bereits im vergangenen Jahr sein Ende erreicht, ohne dass 
die massiven Folgeprobleme (Eurokrise, Brexit, Handelskriege 
etc.) gelöst worden sind. Ungeachtet dieser schwierigen Rah-
menbedingungen war die Wirtschaftsentwicklung der vergan-
genen Jahre bundesweit wie auch im Land Bremen  tendenziell 
positiv, auch wenn die Wachstumsraten seit Jahren gering 
 ausfallen.

Quelle: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Länder; Stand: Februar 2020 
©  Arbeitnehmerkammer Bremen

7.
Exporte von zentraler Bedeutung für das 
Land Bremen

Hochwertige Pkw, Luftfahrzeuge, Eisen und Stahl: In allen 
diesen zentralen Feldern der bremischen Wirtschaft spielen 
Exporte seit Langem die wohl wichtigste Rolle. Lag die Export-
quote 1997 noch bei 40,7 Prozent, stieg sie 2008 auf 48,3 und 
2019 schließlich auf 60,3 Prozent. Zum Vergleich: In Deutsch-
land insgesamt stieg die Exportquote von 23,2 Prozent im Jahr 
2008 auf 38,6 Prozent 2019. Für Deutschland, aber mehr noch 
für Bremen, ist die konjunkturelle Situation in der Weltwirt-
schaft, allen voran in den USA, China, Frankreich und Groß-
britannien von zentraler Bedeutung.

Im Bundesländervergleich liegt Bremen 2019 mit seiner 
Exportquote von 60,3 Prozent mit deutlichem Abstand vor den 
anderen Bundesländern. Und auch der Vergleich der Wachs-
tumsraten seit 2008 in den einzelnen Bundesländern zeigt 
deutliche Unterschiede auf. Bemerkenswert dabei ist, dass in 
vielen ansonsten „starken“ Bundesländern wie Niedersach-
sen und Bayern ein Rückgang des Außenhandels zu verzeich-
nen ist.

 

www.arbeitnehmerkammer.de

4 Vgl. WSI: Trends und Verbreitung atypischer Beschäftigung. 
Policy Brief Nr. 34, 06/2019. Atypische Beschäftigung wird hier defi-
niert als Beschäftigung in Teilzeitbeschäftigung mit weniger als 20 
Stunden, geringfügiger Beschäftigung, befristeter Beschäftigung und 
Beschäftigung in Leiharbeit; jeweils bezogen auf die „Kernerwerbs-
tätigen“ (ohne Auszubildende, Beschäftigte im Freiwilligendienst 
etc.) zwischen 15 und 64 Jahren. Dargestellt ist der Zeitraum bis 
2017.
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Atypische Beschäftigung nach wie vor auf hohem Niveau
Anteil der atypischen Beschäftigung an allen Beschäftigten

Quelle: WSI 2019 
©  Arbeitnehmerkammer Bremen

8.
Atypische Beschäftigung auf 
hohem Niveau

Die Entwicklung der Beschäftigung ist im 
Zusammenhang mit dem Wandel der Erwerbs-
formen zu sehen. Arbeitsplätze haben in den 
vergangenen Jahrzehnten einen tief greifen-
den Wandel durchlebt: Die „Erosion des 
Normalarbeitsverhältnisses“ zeigt sich in 
unterschiedlichen Formen der Teilzeitbeschäf-
tigung, befristeten Arbeitsverhältnissen, Mini-
jobs bis hin zur Leiharbeit. Den meisten die-
ser atypischen Beschäftigungsverhältnisse ist 
gemeinsam, dass sie in der Regel schlechter 
bezahlt und sozialrechtlich schlechter abge-
sichert sind. 

Wie verbreitet ist atypische Beschäftigung in 
den Bundesländern? Und wie hat sich diese 
Beschäftigung entwickelt? Das macht eine 
Studie des WSI aus dem vergangenen Jahr 
deutlich.4

Im Durchschnitt ist jeder fünfte Arbeit nehmer 
atypisch beschäftigt. Und diese Situation ist 
seit 2008 relativ stabil. Der Rückgang fällt 
am niedrigsten im Bundesland Bremen aus 
mit -0,1 Prozentpunkten; am stärksten in den 
neuen Bundesländern und in Bayern.

 

Langfristige Entwicklung der Beschäftigung nach Wirtschaftsbereichen
Sozialversicherungspflichtige Beschäftigung 2008 – 2019 in Prozentpunkten

Quelle: Beschäftigungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit, eigene Berechnungen 
©  Arbeitnehmerkammer Bremen
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Eine Kammer für Arbeitnehmerinnen und  

Arbeitnehmer im Land Bremen

	 Die	Arbeitnehmerkam
mer	Bremen	vertritt	als

	Körperschaft	des	öffent
­

lichen Rechts die Interessen der Beschäftigten.

 Mitglieder der Arbeitnehmerkammer sind – so bestimmt es das   „Gesetz 

über die Arbeitnehmerkammer im Lande Bremen“ – alle im Bundes­

land Bremen abhängig Beschäftigten (mit Ausnahme der  Beamten). 

Zurzeit	sind	dies	334.26
7	sozialversicherungspfl

ichtig	Beschäftig	te	und	

69.334 Minijobber. Auch Arbeitslose, die zuletzt ihren Ar beitsplatz im 

Land Bremen hatten, sind Mitglieder der Ar  beit nehmerkammer.

 Neben einer umfassenden Rechtsberatung bietet die Arbeitnehmer­

kammer ihren Mitgliedern zahlreiche Informationen zu den Themen 

Wirtschaft, Arbeit, Bildung und Kultur.

 Darüber hinaus unterstützt sie Betriebs­ und Personalräte sowie die 

Politik	und	öffentliche	V
erwaltung	im	Land	Brem

en.

	 Die	berufliche	Weiterb
ildung	übernimmt	die	W

irtschafts-	und	Sozial-

akademie (wisoak).

	 Zusätzlichen	Service	u
nd	Vergünstigungen	gib

t	es	mit	der	Kammer­

Card, die jedes Mitglied auf Wunsch kostenlos erhält.
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der Arbeitnehmerinnen  

und Arbeitnehmer  

im Land Bremen 2020

Bürgerstraße 1

28195 Bremen

Telefon 0421.3 63 01 - 0

Telefax 0421.3 63 01 - 89
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KammerKompakt
Pendlerzahlen: Kurve flacht ab

Inhalt

1. — Etwa 142.700 Beschäftigte mit Arbeitsplatz im Land Bremen pendeln zur Arbeit (Einpendlerquote 42,7 Pro­zent). Das sind knapp 25.000 mehr als noch 2002. Auch die Zahl der Auspendler stieg deutlich und lag zuletzt bei etwa 58.300. Konjunkturbedingt ist das Wachstum seit 2017 geringer als in den Jahren zuvor. 
2. — 72 Prozent der Einpendler nach Bremen und  86 Prozent der Einpendler nach Bremerhaven nutzen  für den Arbeitsweg das Auto.

3. — In die Stadt Bremen pendeln etwa 118.600 Be ­schäftig te, nach Bremerhaven 24.000 (Einpendlerquote 42,2 bzw. 45,5 Prozent). Zwei Drittel der Einpendler  wohnen im direkten Umland.

4. — Ein Drittel der Einpendler sind Fernpendler und leben weiter als 30 Kilometer vom Arbeitsort entfernt. Wichtige Wohnorte von Fernpendlern sind Oldenburg und Hamburg. Auch Pendler zwischen Bremen und Bremer­haven gelten als Fernpendler.

5. — Einpendler sind oft gut qualifiziert. Etwa zwei Drittel haben einen anerkannten Berufsabschluss. Dieser Wert ist deutlich höher als unter den Nichtpendlern.
6. — Der Einpendleranteil ist in gut bezahlten Bran­chen der Industrie und des Dienstleistungssektors am  höchsten.

7. — Auspendler sind zu über 50 Prozent Fernpendler.  Sie arbeiten häufig in anderen Metropolen.
8. — Auspendler als Fernpendler sind häufig gut be  zahlte Akademiker. Auspendler ins direkte Umland arbeiten  hingegen oft auch in weniger gut bezahlten Branchen.

9. — Langes Pendeln führt öfter zu einer Reihe gesund­heitlicher und familiärer Probleme. Ein Recht auf Home­office kann Wege vermeiden helfen.

1.
Konjunkturbedingt geringeres Wachstum der Pendlerzahlen

Die Zahl der Einpendler im Land Bremen betrug im Jahr 2019 gut 142.700. Das sind etwa 21 Prozent mehr als noch im Jahr 2002. Die Einpendlerquote lag 2019 bei 42,7 Prozent. Gut vier von zehn Beschäftigten im Land wohnen nicht in der gleichen Stadt oder Gemeinde, in der sie arbeiten. 
Den Einpendlern stehen die Auspendler gegenüber, also jene Beschäftigte, die in Bremen oder Bremerhaven wohnen, aber nicht in der Heimatstadt arbeiten. Ihre Anzahl lag 2019 bei fast 58.300. Dies sind 61 Prozent mehr als noch 2002. Die Aus-pendlerquote lag zuletzt bei 23,3 Prozent. Das heißt, dass fast einer von vier Beschäftigten mit Wohnsitz im Land Bremen nicht in der gleichen Gemeinde arbeitet, in der er wohnt.

Besonders dynamisch wuchsen die Zahlen der Ein- und Aus-pendler in den Jahren zwischen 2010 und 2016. Konjunktur-bedingt stiegen die Zahlen im Land zuletzt jedoch  weniger stark. Das Wachstum der Auspendlerzahlen im Jahr 2019 be -trug nur noch weniger als zwei Prozent. Die Zahl der Einpend-ler ging sogar um 0,3 Prozent leicht zurück. Neben konjunktu-rellen Gründen sind hier auch einzelne Betriebsverlagerungen ins Umland ursächlich.
 

Quelle: Koordinaten der Arbeit – Beschäftigtenbefragung 2019  
der Arbeitnehmerkammer Bremen ©  Arbeitnehmerkammer Bremen

Dr. Dominik Santnerist Referent für Wirtschafts- und Infrastruktur-politik und beschäftigt sich insbesondere mit den Themen Mobilität, Wohnen und Gewerbeflächen  im Land Bremen

E­Mail: d.santner@arbeitnehmerkammer.de
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Beschäftigten mit anerkanntem Berufsabschluss unter den Aus-pendlern mit 50 Prozent deutlich niedriger als bei den Ein-pendlern (Einpendler 64,6 Prozent). Dafür ist der Anteil derer mit akademischem Abschluss mit 23,9 Prozent deutlich höher (Einpendler 16,8 Prozent). Dies passt auch dazu, dass Auspend-ler oft Metropolenpendler sind. Sie arbeiten öfter in hoch spe-zialisierten Arbeitsmärkten als Experten.  Zu den großen Branchen im Land Bremen mit den höchsten Auspendlerquoten zählen daher auch viele wissensintensive Dienstleistungen. Insbesondere in Bremerhaven pendelt deut-lich mehr als die Hälfte der in der Informationstechnologie, den Architekturbüros oder der Unternehmensberatung tätigen Beschäftigten aus. In der Stadt Bremen ist ihr Auspendleranteil zwar geringer, dennoch gehören sie auch hier zu den Branchen mit einer vergleichsweise hohen Quote.
In Bremerhaven pendelt ein hoher Anteil der im Fahr zeugbau Beschäftigten aus, da die großen Betriebe dieser Branche in der Stadt Bremen angesiedelt sind. Unter den Auspendlern mit Wohnsitz in der Stadt Bremen sind es vor allem Beschäf-tigte der Nahrungs- und Genussmittelindustrie. Hier hat es in der Vergangenheit einige Ansiedlungen im und Verlagerungen ins direkte Umland gegeben (Könecke, CocaCola, Vitakraft), sodass hier nun viele Beschäftigte aus der Stadt auspendeln. 

 

9.
Langes Pendeln macht häufiger unzufrieden und krank

Menschen mit langen Arbeitswegen leiden häufiger unter einer Reihe von gesundheitlichen Beschwerden. Dies zeigen  Zahlen der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeits medizin2. So leiden insbesondere Frauen mit einem Arbeitsweg von über einer Stunde häufiger unter Beschwerden wie Nacken- und Schulterschmerzen, Müdigkeit und Erschöpfung sowie Kopf-schmerzen oder Schlafstörungen. Auch Männer mit  langem Arbeitsweg leiden öfter. Sie sind vor allem stärker durch Müdigkeit und Erschöpfung sowie Nervosität und Reizbarkeit betroffen. Entsprechend geben sowohl weniger Frauen und Männer mit langem Arbeitsweg an, zufrieden mit der Work- Life-Balance zu sein.

Eine Studie der Techniker Krankenkasse3 kam zudem zu dem Ergebnis, dass langes Pendeln häufiger mit einer unge sunden Ernährungsweise, Suchtmittel- und Medienkonsum zusammen-zuhängen scheint. Die Qualität und Stabilität von Paarbe-ziehungen sowie die Erfüllung von Kinderwünschen schei-nen negativ von langem Pendeln beeinflusst zu werden. Auch diese Studie deutet auf eine spezifische Betroffenheit von Frauen hin. Fernpendelnde Frauen scheinen häufiger unter 

psychischen Belastungen zu leiden. Dies dürfte insbesondere darauf zurückzuführen sein, dass viele Frauen immer noch neben dem Beruf den Großteil von Hausarbeit und Kinderer-ziehung  tragen. Zeitverluste und Stress durch langes Pendeln treffen sie daher besonders.

Um pendelnde Beschäftigte zu entlasten spricht sich die Arbeit-nehmerkammer daher für ein Recht auf Homeoffice aus. Eine Reduzierung der Pendlerverkehre käme zudem auch den An-wohnern entlang der Hauptstraßen durch weniger Lärm und Emissionen zugute. 

Auspendleranteile in beschäftigungsstarken Branchen – jeweils höchste Werte unter den größten Branchen im Land Bremen 2019

Bundesagentur für Arbeit, Sonderauswertung Statistik­Service Nordost
(Stichtag: 30.06.2019) 

©  Arbeitnehmerkammer Bremen 

www.arbeitnehmerkammer.de

2 Vgl. BAuA (2018): Pendeln und gesundheitliche Beschwerden3 Vgl. Techniker Krankenkasse (Hrsg.) (2018): Mobilität in der 
Arbeitswelt. Datenanalyse und aktuelle Studienlage 2018.

6.
Einpendler nach Branchen
Etwa 29.000 Arbeitsplätze der Einpendler entfallen auf das verarbeitende Gewerbe. Ungefähr 100.000 Einpendler arbeiten im Dienstleistungssektor und die restlichen rund 8.000 Pend-ler in den sonstigen Branchen (vor allem im Baugewerbe und dem Energiesektor). Der Anteil der Einpendler an der Gesamt-beschäftigung variiert allerdings zwischen den einzelnen Bran-chen. Insbesondere im verarbeitenden Gewerbe sind etwa 53 Prozent aller Arbeitsplätze im Land mit Pendlern besetzt. Besonders im bedeutenden und meist gut bezahlten und tarif-gebundenen Automobil- und sonstigen Fahrzeugbau (Auto-mobilbau, Luft- und Raumfahrtindustrie, Schiffsbau), sind  58,3 Prozent der Beschäftigten Einpendler. Auch in der Metall-erzeugung arbeiten 54,1 Prozent Einpendler. Etwas niedriger ist der Pendleranteil mit 44,7 Prozent etwa in der Nahrungs- und Genussmittelindustrie. Die Einpendlerquote im Dienstleistungssektor ist mit etwa 39 Prozent etwas niedriger. Allerdings gibt es zum Teil erheb-liche Unterschiede. Hohe Pendlerquoten von über 50 Prozent haben einige Branchen der wissensintensiven Dienstleistungen (z.B. Unternehmensberatungen, Architekturbüros sowie die Finanzbranche) sowie der Großhandel. Auch die Lagerlogistik mit den Beschäftigten im Hafen hat mit einem Wert von  48,9 Prozent einen eher hohen Pendleranteil. 

7.
Auspendler sind oft Fernpendler
Bremen und Bremerhaven sind auch Wohnorte vieler Men-schen, die an anderen Orten arbeiten. Knapp 46.300 Beschäf-tigte mit Wohnsitz in der Stadt Bremen und gut 12.000 mit Wohnsitz in Bremerhaven arbeiten in einer anderen Gemeinde und sind somit Auspendler. Ein großer Teil der Aus pendler arbeitet im Umland: etwa 20.500 Bremerinnen und Bremer sowie rund 3.900 Bremerhavenerinnen und Bremerhavener arbeiten im jeweiligen Nahbereich bis zu 30 Kilometer um  die Stadt.

 Auspendler sind aber auch zu einem hohen Anteil Fern-pendler – 56 Prozent der Auspendler aus Bremen und 67 Pro-zent derer aus Bremerhaven. Für Beschäftigte mit Wohnsitz in der Stadt Bremen sind die wichtigsten Arbeitsorte neben den noch vergleichsweise nahen Städten Bremerhaven (1.976 Aus-pendler) und Oldenburg (1.592) vor allem auch die Fernziele Hamburg (4.011), Hannover (1.074) und Berlin (1.020) sowie das Ruhrgebiet (1.111 gesamt). Wichtigstes Fernziel für  Auspendler mit Wohnort Bremerhaven ist die Stadt Bremen (3.056 Aus  pendler), gefolgt von Cuxhaven (703) und Hamburg (617). 
 

8.
Auspendler sind oft hoch qualifiziert
Ähnlich wie die Einpendler sind auch Auspendler häufi-ger vollzeitbeschäftigt. Allerdings gibt es Unterschiede bei der Verteilung der Berufsabschlüsse. So ist der Anteil der 

Einpendleranteil in den beschäftigungsstärksten  Branchen im Land Bremen 2019

Quelle: Bundesagentur für Arbeit, Sonderauswertung Statistik­Service Nordost
(Stichtag 30.06.2019)  

©  Arbeitnehmerkammer Bremen

Einpendler nach Arbeitszeit und Berufsausbildung –Differenz zu Nichtpendlern in Prozent

Quelle: Bundesagentur für Arbeit, Sonderauswertung Statistik­Service Nordost
(Stichtag 30.06.2019)  

©  Arbeitnehmerkammer Bremen
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miteinander vereinbaren

Für Angehörige sorgen 

und erwerbstätig sein

Jeder Mensch kann zu jeder Zeit pflegebedürf-

tig werden. Ob sich Pflegebedürftigkeit lang-

sam ankündigt oder plötzlich und unerwartet 

kommt: Sie verändert das Familienleben radi-

kal und kann sich auf die Erwerbstätigkeit aus-

wirken. Für viele stellt sich die Frage, wie Beruf, 

Kindererziehung, Pflege und organisatorische 

Aufgaben vereinbart werden können.

Welche Fragen für berufstätige Angehörige 

 interessant sein können, wo Sie Unterstützung 

finden und welche Regelungen sich mit dem 

Arbeitgeber finden lassen, haben wir im Folgen-

den für Sie zusammengestellt.

Derzeit gibt es nach den Kriterien der Pflegever-

sicherung mehr als 3 Millionen pflegebedürftige 

Menschen jeden Alters in der Bundesrepublik. 

Mehr als zwei Drittel werden zu Hause versorgt. 

Darüber hinaus gibt es zudem etwa 3 Millio-

nen Menschen, die Unterstützung bei der Haus-

haltsführung benötigen. Schätzungsweise jede/r 

elfte Beschäftigte trägt neben seiner Berufs-

tätigkeit Verantwortung für einen oder mehrere 

 pflegebedürftige Menschen.

Die vertraute Umgebung und der Kontakt mit 

Angehörigen geben Sicherheit und Geborgen-

heit. Aber auch die Tatsache, dass ambu-

lante Hilfen oder die Unterbringung im Heim 

 Kosten verursachen, die nicht durch die 

 Pflegeversicherung gedeckt sind, führt dazu, 

dass sich Pflegebedürftige und Angehörige für 

die häusliche Pflege entscheiden. Etwa drei 

Viertel der Pflegenden sind Frauen. Doch der 

Anteil der Männer, die als Ehemann, Lebens-

gefährte, Vater oder (Schwieger-)Sohn Ange-

hörige pflegen und betreuen, nimmt deut-

lich zu. Rund zwei Drittel der Pflegenden sind 

im erwerbsfähigen Alter, sind berufstätig und 

haben oft noch eigene Kinder im Haushalt zu 

versorgen. 

Im Unterschied zur Kinderbetreuung ist der 

Beginn der Pflegebedürftigkeit nicht vorher-

sehbar. Auch Pflegedauer und Umfang der 

Pflege sind ungewiss. Wer alten Menschen bei 

der Bewältigung ihres Alltags hilft, kann im 

Unterschied zur Kindererziehung davon ausge-

hen, dass die Betreuung immer intensiver und 

schwieriger wird, oft über viele Jahre dauert. 

Dabei kann sich für berufstätige Angehörige 

die Frage stellen, ob sie ihre Erwerbstätigkeit 

zugunsten der Pflegeaufgaben einschränken 

oder ihre Arbeitsstelle aufgeben. Finanzielle 

Einbußen und Auswirkungen auf die Berufstä-

tigkeit sind damit verbunden.

www.arbeitnehmerkammer.de

Beruf und Pflege

Wichtig: Frühzeitig professio­

nelle Hilfe einbeziehen: Durch 

ambulante Pflegedienste, 

Tagespflege, Nachtpflege oder 

durch Nachbarschaftshilfe und 

‚Essen auf Rädern‘ kann für Pfle­

gebedürftige mehr Selbststän­

digkeit, für pflegende Angehö­

rige Entlastung erreicht werden. 
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Eltern stärken
Mutter-Kind-Kur | Vater-Kind-Kur

Stark für Beruf und Familie:
 Mutter-Kind-Kur
 Vater-Kind-Kur*

Die große Mehrzahl der Frauen, die eine  Mutter-Kind-Kur oder eine Mütterkur bean-tragen, ist erwerbstätig. Rund 40 Prozent sind teilzeitbeschäftigt, etwa 30 Prozent arbeiten Vollzeit und 30 Prozent in nicht versiche-rungspflichtigen Arbeitsverhältnissen. Dies macht deutlich, dass auch berufstätige Frauen meist noch die Hauptlast von Hausarbeit und Erziehung am „Arbeitsplatz Familie“ tragen.  Mutter-Kind-Kuren sind nach dem Sozialge-setzbuch V (§ 24, § 41 SGB) gesetzlich vorge-sehene Pflichtleistungen der Krankenkassen, die auf die Bedürfnisse und die Lebenssitua-tionen von Frauen und Müttern ausgerichtet sind. Sie sind geschlechtssensibel ausgerich-tete, ganzheitlich orientierte und interdis-ziplinär abgestimmte stationäre Gesund-heitsmaßnahmen, die dem aktuellen Stand wissenschaftlicher Erkenntnisse entsprechen. Damit bieten sie auch für berufstätige Müt-ter die Möglichkeit, an gesundheitsfördern-den Maßnahmen teilzunehmen. Der Begriff „Kur“ wird heute nur noch in der Alltags­sprache benutzt. Im Gesetz ist von Vorsorge- oder Rehabilitationsmaßnahmen die Rede, um den eindeutigen medizinischen und therapeu-tischen Charakter zu kennzeichnen. Untersuchungen besagen zwar, dass berufs-tätige Mütter im Durchschnitt nicht kränker sind als nicht erwerbstätige. Allerdings sind heute mehr Frauen berufstätig und arbeiten viel häufiger in prekären 

*Die Möglichkeit einer Vater-
Kind-Kur sieht die neue gesetz-
liche Regelung ausdrücklich vor. 
Da in der Regel mehrheitlich 
Frauen an diesen Kuren teil-
nehmen, wird in diesem Text 
meist von Mutter-Kind-Kuren 
gesprochen.

www.arbeitnehmerkammer.de

Beschäftigungsverhältnissen. Durch zunehmen den Druck in der Arbeitswelt, schlechter werdende Bedingungen am Arbeits-platz und die Angst vor Arbeitsplatzverlust besteht die Gefahr, dass Krankheiten ver-schleppt und Beschwerden chronisch werden. Und es kann Mütter krank machen, wenn sie widersprüch lichen Verhaltens- und Rollen-anforderungen im Alltag und Beruf gerecht werden wollen oder müssen. Bei Müttern und Vätern haben in den vergan-genen Jahren Erkrankungen zugenommen, darunter psychosomatische Beschwerden, Rückenprobleme, Allergien, Hautkrankhei-ten und Erkrankungen der Atemwege sowie Unter- oder Übergewicht. Mehrfachanfor-derungen durch Familie, Partnerschaft und Beruf können Ursache für Kopfschmerzen und  Migräne, Niedergeschlagenheit und Schlaf-störungen bis zu Burn-out-Zuständen sein. Daher kann die Kur sowohl als Rehabilita-tionsmaßnahme als auch als Vorsorge nötig werden und sinnvoll sein.

Infoblätter Arbeit und Gesundheit

KammerKompakt

Berichte und Studien

Wohnungspolitik 
und Wohnsituation im Land Bremen

Ergebnisse der Mieter- und Eigentümerbefragung 2019 und Diskussion wohnungspolitischer Instrumente 
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VERANSTALTUNG

Zukunft der Rente
Debatte zum Bericht  
der Regierungskommission

Donnerstag, 23. April 2020
18.30 – 20 Uhr

Bremen, Kultursaal
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Unsere Leistungen

 10 Veranstaltungen in Bremen und Bremerhaven 
 (inkl. Online­Veranstaltungen und Fachgespräche) 

 32 Kulturveranstaltungen
 (22 in Bremen, 10 in Bremerhaven)

 3 Workshops „Recht in Ausbildung, Arbeit und Alltag“

 21 Stellungnahmen (siehe Anlage)

 3 KammerKompakts

 2 KammerPositionen 

 2 KammerReports 

 1 Koordinaten der Arbeit 

 2 Publikationen 

 2 Gesundheitsinfos 

Wir sind für Sie da

 24 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
 (12 weiblich, 12 männlich)

  1 Leiterin, 7 Referentinnen, 11 Referenten,  
1 Lektorin, 1 Assistentin, 2 Sachbearbeiterinnen,  
1 Sachbearbeiter
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Jennie Auffenberg, Referentin für 
Gesundheits­ und Pflegepolitik 
 
Die Pflegebranche hat zu wenig 
Fachpersonal. Eine Lösung könnte 
sein, Pflegebeschäftigte in Teilzeit 
oder Ausgestiegene zurückzuge­
winnen. 2020 hat Jennie Auffenberg 
Bremer Pflegebeschäftigte befragen 
lassen, unter welchen Bedingungen 
sie Stunden aufstocken oder in den 
Job zurückkehren würden. Die Ex­
pertin befasst sich außerdem unter  
anderem mit Fragen zur neuen 
Pflegeausbildung, den Belastungen 
in der Pflege und der Zukunft der 
Bremer Krankenhäuser. Sie verfasst 
Stellungnahmen etwa zu Gesetzes­
änderungen und strukturellen Pro­
blemen im Krankenhaussystem. 
Jennie Auffenberg arbeitet seit 2019 
für die Politikberatung der Arbeit­
nehmerkammer. 
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Wirtschafts- und 
Sozialakademie

Wir sind für Sie da

 60 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an fünf 
 Standorten

Unsere Leistungen

 6.600 Teilnehmerinnen und Teilnehmer

 536 Weiterbildungsveranstaltungen

 52.300 Unterrichtsstunden

Wirtschafts- und Sozialakademie (wisoak)

 Die Arbeitnehmerkammer macht nicht nur Bildungspolitik, 
sondern bietet Bremer und Bremerhavener Beschäftigten mit 
einer eigenen Bildungseinrichtung auch ein leistungsstarkes 
Qualifizierungs- und Bildungsprogramm. 
Auch die Wirtschafts- und Sozialakademie der Arbeitnehmer-
kammer Bremen gGmbH war 2020 stark durch die Corona- 
Krise geprägt. So mussten während des ersten Lockdowns zwi-
schenzeitlich alle Betriebsstätten schließen, Bildungszeiten 
und Kurse teilweise abgesagt werden. Für alle Standorte wur-
den Hygienekonzepte entwickelt, umgesetzt und laufend aktu-
alisiert. Trotz des Lockdowns und der parallelen Verunsiche-
rung bestimmter Teilnehmendengruppen konnten eine Vielzahl 
an Bildungszeiten und Kursen durchgeführt werden. Insbeson-
dere der Bereich der Aufstiegsfortbildungen wurde 2020 stabil 
angewählt. 

Zugleich hat die wisoak die Corona-Krise zum Anlass genom-
men, die interne Digitalisierung weiter voranzutreiben. Noch 
während des ersten Lockdowns wurde die alte E-Learning- 
Plattform auf die Open-Source-Lösung Moodle um gestellt und 
das datenschutzkonforme Open-Source-Videokonferenztool 
„BigBlueButton“ als Standard etabliert. So konnten mit nur 
kurzer Unterbrechung längerfristig angelegte Bildungsangebote 
auf Fernunterricht, zumeist in Form von Online- 
Unterricht, umgestellt werden.

Später wurde dann das erste Studio für hybriden Unterricht –  
eine Kombination aus Präsenzunterricht und virtuell zuge-
schalteten Teilnehmerinnen und Teilnehmern – in Betrieb 
genommen. Zugleich wurde eine Workshop-Reihe initiiert, die 
den Beschäftigten wie auch den Lehrenden eine sukzessive 
Umstellung auf hybriden und bei Bedarf rein virtuellen Unter-
richt ermöglicht. Diese Schulungsoffensive umfasst vor allem 
die Entwicklung von für den Online-Unterricht geeigneten 
didaktisch-methodischen Konzepten und wird 2021 fortgesetzt. 

Zu den laufenden Projekten der wisoak als Träger und Koope-
rationspartner zählen etwa die Ausbildung von Leiterinnen 
und Leitern in Kindertagesstätten („KitaPlus“) oder „Pädagogi-
sche und soziale Unterstützungsleistungen für Umschulungen 
in Büro-, Sozial- und Pflegeberufen“ („QualiPlus“).  

Erfolgreich fortgesetzt wurde auch das aus Bundesmitteln 
geförderte IQ-Projekt „Interkulturelle Öffnung der Bremischen 
Verwaltung“ (ikö-diversity). Zielgruppe des Projektes sind Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter aus der öffentlichen Verwaltung, 
vor allem Beschäftigte des Jobcenters und der Arbeits- und 
Sozialverwaltung Bremens. Außerdem wurden grundständige  
Diversity-Schulungen in Kooperation mit dem Senator für 
Finanzen, der Bildungsbehörde (für Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter von Bremer Weiterbildungsträgern) und anderen Part-
nern außerhalb der Kernverwaltung Bremens durchgeführt.  
Im Frühjahr 2021 beginnt die nächste Multiplikatoren-Ausbil-
dung zu Diversity-Management. Das Ziel: Impulse zum profes-
sionellen Umgang mit Interkulturalität und Diversität in die 
Breite des öffentlichen Dienstes tragen. Neben Hamburg und 
Stuttgart hat nun auch Bremerhaven Interesse an der Ausbil-
dung signalisiert.

Das vom BMBF geförderte Verbundprojekt Maridal (Maritimes 
Regionalnetzwerk für Integratives Digitales Arbeiten und  
Lernen) hat 2020 unter anderem die wisoak bei der Ad-hoc- 
Umstellung auf Online-Unterricht unterstützt. In dem Zuge ent-
standen zahlreiche Publikationen und digitale Lerninhalte.

Etliche dieser Veröffentlichungen sowie weitere Berichte vor 
allem zum Themenkomplex „Digitale Transformation“ können  
auf dem neuen Blog „wisoak erzählt“ unter blog.wisoak.de 
nachgelesen werden. Die ehemalige Altenpflegeschule hat ihr 
Curriculum auf die generalistische Pflege umgestellt und erst-
malig 2020 als „Pflegeschule der wisoak“ die Ausbildung zur/
zum examinierten Pflegefachfrau/-mann angeboten. 2020  
sind zwei Jahrgänge gestartet, der erste Durchgang konnte 
coronabedingt nur zeitverzögert beginnen. Ein Teil des Unter-
richts fand virtuell statt. 
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—  Wirtschafts- und Sozialakademie / Kooperationen 

Kooperations bereich 
Universität – Arbeitnehmerkammer

Zentrum für Arbeit und Politik (zap)

 Das Zentrum für Arbeit und Politik ist eine gemeinsame 
Einrichtung der Universität Bremen und der Arbeitnehmer-
kammer. Es bietet praxisnahe Forschung, lebensweltbezogenen 
Wissenstransfer und demokratiestärkende (Weiter-)Bildungs- 
und Coachingangebote. Einen Schwerpunkt bildet die politi-
sche Bildung.

Im Bereich der beruflichen Bildung bietet das Zentrum für 
Arbeit und Politik das Beratungsangebot „Bleib dran!“ an. 
Durch Beratung und Mediation sollen Ausbildungsabbrüche 
vermieden werden. In der Beratung werden gemeinsam mit 
den Ratsuchenden Konflikte geklärt und Lösungen erarbeitet. 
Das Beratungsangebot ist kostenlos und wird finanziert von  
der Arbeitnehmerkammer und der Senatorin für Kinder und 
Bildung.

Anlässlich des 100-jährigen Gründungsjubiläums der Arbeit-
nehmerkammer im Jahr 2021 hat das zap die Geschichte der 
Arbeitnehmerkammer von der Gründung bis heute unter die 
Lupe genommen. Das Buch zum Kammerjubiläum erscheint im 
Sommer 2021.

Ebenso wie das iaw ist das zap am Forschungsinstitut Gesell-
schaftlicher Zusammenhalt (FGZ) beteiligt. Das FGZ ist ein 
Verbund aus elf Hochschul- und Forschungseinrichtungen und 
analysiert gesellschaftliche Herausforderungen der Gegenwart. 
Das FGZ wird gefördert vom Bundesministerium für Bildung 
und Forschung.

 www.uni-bremen.de/zap

Institut Arbeit und Wirtschaft (iaw)

 Das Institut Arbeit und Wirtschaft ist ein sozial- und wirt-
schaftswissenschaftliches Forschungsinstitut in gemeinsamer 
Trägerschaft der Universität Bremen und der Arbeitnehmer-
kammer Bremen.

Im Mittelpunkt der Arbeit des Instituts steht die arbeitnehmer-
orientierte Forschung. Schwerpunkte aller Aktivitäten sind die 
Arbeits- und Lebensbedingungen von Beschäftigten. Im Jahr 
2020 hat ein Wechsel an der Spitze des iaw stattgefunden. 
Neue Direktorin ist Irene Dingeldey, die auf Günter Warsewa 
nachfolgte.

2020 ist in der gemeinsamen Publikationsreihe „Arbeit und 
Wirtschaft in Bremen“ folgende Studie veröffentlicht worden, 
die durch die Arbeitnehmerkammer gefördert wurde:

  Wer ist hier schwer zu erreichen? Herausforderungen im 
Übergang Schule – Beruf

Zudem ist die gemeinsame Studie des WSI in der Hans-Böckler- 
Stiftung, des iaw und der Arbeitnehmerkammer „Tarifverträge 
und Tarifflucht im Land Bremen“ erschienen.

Für das Jahr 2021 wurden zwischen dem iaw und der Arbeit-
nehmerkammer Forschungsprojekte unter anderem zu folgen-
den Themen vereinbart:

 Arbeitsbedingungen von Pflegehilfskräften
 Generalistische Pflegeausbildung
 Schwere Arbeitsausbeutung im Land Bremen

 www.iaw.uni-bremen.de
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Nathalie Sander, Leitung Presse­ und  
Öffentlichkeitsarbeit 

Die Arbeitnehmerkammer bekannt machen, 
deren Mitglieder informieren und zentrale 
Themen in die öffentliche Diskussion brin­
gen – das gehört zu den wesentlichen Auf­
gaben der Stabsstelle Presse­ und Öffent­
lichkeitsarbeit. Dafür braucht es ein Gespür 
für Themen und die Bedürfnisse der Beschäf­
tigten im Land Bremen. Die externe und in­
terne Kommunikation leitet seit zehn Jahren 
Nathalie Sander. Vorher arbeitete sie hier  
fünf Jahre als Referentin. Die gelernte Jour­
nalistin koordiniert die Aufgaben innerhalb 
des Referats und steht in stetem Kontakt mit 
Geschäftsführung und Abteilungen. 
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Verliebt am ArbeitsplatzInfos aus dem Arbeitsrecht und  Knigge-Tipps

Arbeit ohne Ende?Was Beschäftigte zu  
Überstunden wissen sollten

Konflikte auf der ArbeitMit einer Bremer Mediatorin  im Gespräch

Mai / Juni 2020

 Informationen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Bremen und Bremerhaven

Dringender denn je
Gemeinsam gegen den Pflegenotstand
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Presse- und  
Öffentlichkeitsarbeit

 In verständlicher Sprache, zielgruppengerecht, schnell und 
unkompliziert aus der Kammer und über Neuigkeiten aus der 
Arbeitswelt informieren – das ist eine der Hauptaufgaben der 
Abteilung.
 Der Lockdown und die damit verbundenen Auswirkungen 
haben auch in der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit den All-
tag im vergangenen Jahr bestimmt: Welche rechtlichen Ände-
rungen gibt es und wie informieren wir unsere Mitglieder dar-
über? Wie gehen wir mit den Veranstaltungen um – absagen, 
verschieben oder online anbieten? Wie wirken sich Schul- und 
Kitaschließungen, Kurzarbeit und Homeschooling auf unsere 
Mitglieder aus? Mit welchen Positionen gehen wir an die 
Öffentlichkeit? 
 Gleichzeitig haben uns die Vorbereitungen fürs 100-jährige 
Jubiläum der Kammer viel abverlangt: Ein Buch zur Geschichte 
musste vorbereitet werden, die Planungen und Recherchen für 
die Ausstellung in diesem Frühjahr standen an sowie das Kon-
zept für eine Website und die Planungen für die Jubiläums- 
veranstaltung. 

BAM – Das Bremer Arbeitnehmer Magazin
Unsere Mitgliederzeitschrift erscheint alle zwei Monate – hier 
finden unsere Leserinnen und Leser Service und Informatio-
nen rund um den Arbeitsplatz und aus der Kammer. Mitglieder 
können das BAM kostenlos abonnieren. Betriebe und Institutio-
nen beliefern wir auf Wunsch.

Unsere Online-Kanäle
Unter www.arbeitnehmerkammer.de, über unseren Newsletter, 
den Twitter-Account und auf unserer Facebook-Seite informie-
ren wir unsere Mitglieder – weiterhin auch über Erklärfilme zu 
arbeitsrechtlichen Themen und Video-Kurzinterviews mit unse-
ren Rechtsberaterinnen und Rechtsberatern.

Persönlicher Kontakt
Das Veranstaltungsmanagement der Abteilung hat im vergan-
genen Jahr 24 Präsenz- und fünf Online-Veranstaltungen der 
Kammer betreut. Außerdem waren wir auf 2 Messen vertreten.  
Uns zu kennen lohnt sich auch schon vor Beginn der Ausbil-
dung: 13 Berufsschulklassen (und andere Gruppen) haben wir 
2020 zu uns eingeladen, um die Arbeitnehmerkammer und 
ihre Aufgaben vorzustellen und mit einem Rechtsberater die 
wichtigsten Fragen vor Ort zu klären.

Unsere Leistungen

 6 Mitgliedermagazine BAM

 13 Kammerpräsentationen

 Betreuung von 24 Präsenz­Veranstaltungen und  
 5 Online­Veranstaltungen

 2 Pressekonferenzen

 61 Pressemitteilungen, Terminhinweise 
 und Service­Informationen

 2­mal auf Messen vertreten

Wir sind für Sie da

  7 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter  
(6 weiblich, 1 männlich)

 1 Leiterin, 3 Referentinnen, 1 Referent, 1 Assistentin, 
 1 Veranstaltungsmanagerin

Informationsmaterial für Beschäftigte
Unsere Abteilung betreut alle Publikationen im Haus. Ob Bro-
schüren, Rechtsinfos, Blätter aus der Reihe „Gesundheit!“, Ver-
anstaltungsflyer, Studien oder Stellungnahmen – Schriftstücke, 
die für die Öffentlichkeit bestimmt sind, gehen über unseren  
Schreibtisch. Wir sorgen für zielgruppengerechte Sprache, 
Form und Design.

Pressearbeit
Als Ansprechpartner für Presse- und Medienvertreter müssen 
wir gut informiert sein über alle Geschehnisse in der Kammer.  
So können wir den Medienvertretern Rede und Antwort stehen, 
Fachreferenten aus dem Haus vermitteln oder Journalisten mit 
Material versorgen. 61 Pressemitteilungen, Termin hinweise 
und Service-Informationen haben wir im vergangenen Jahr 
verschickt und zu zwei Pressekonferenzen haben wir eingela-
den. 2020 ist es uns erneut gelungen, auch überregional in den 
Medien auf unsere Themen aufmerksam zu machen.
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Bremen-Stadt: 
Bürgerstraße 1
28195 Bremen
Telefon 0421. 3 63 01­ 0
info@arbeitnehmerkammer.de

Bremen-Nord: 
Lindenstraße 8
28755 Bremen
Telefon 0421.6 69 50­0
nord@arbeitnehmerkammer.de

Bremerhaven: 
Barkhausenstraße 16
27568 Bremerhaven
Telefon 0471.9 22 35­0
bhv@arbeitnehmerkammer.de

www.arbeitnehmerkammer.de/bam
  Arbeitnehmerkammer Bremen

 ank_hb
 Arbeitnehmerkammer Bremen

Die Arbeitnehmerkammer Bremen vertritt als Körperschaft des
öffentlichen Rechts die Interessen der Beschäftigten.

Mitglieder der Arbeitnehmerkammer sind – so bestimmt es das „Gesetz 
über die Arbeitnehmerkammer im Lande Bremen“ – alle im Bundesland 
Bremen abhängig Beschäftigten (mit Ausnahme der Beamten). Zurzeit 
sind dies knapp 400.000 Menschen. Auch Arbeitslose, die zuletzt ihren 
Arbeitsplatz im Land Bremen hatten, sind Mitglieder der Arbeitnehmer-
kammer. 

Neben einer umfassenden Rechtsberatung bietet die Arbeitnehmer-
kammer ihren Mitgliedern zahlreiche Informationen zu den Themen 
Wirtschaft, Arbeit, Bildung und Kultur. Darüber hinaus berät sie Betriebs- 
und Personalräte und unterstützt Politik sowie öffentliche Verwaltung im 
Land Bremen. Die berufliche Weiterbildung übernimmt die Wirtschafts- 
und Sozialakademie (wisoak).

Zusätzlichen Service und Vergünstigungen gibt es mit der KammerCard, 
die jedes Mitglied auf Wunsch kostenlos erhält. 

www.arbeitnehmerkammer.de


